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Herausgeber: Bezirksregierung Düsseldorf 

 

203. Jahrgang Düsseldorf, den 09. Dezember 2021  Nummer 49 

 

 

I N H A L T S V E R Z E I C H N I S 

 
B. Verordnungen, Verfügungen und 

Bekanntmachungen der Bezirksregierung 

 

 

 

 

 

 

 

Hinweis 
Die letzte Ausgabe des Amtsblattes Nr. 51/52 für den Regierungsbezirk Düsseldorf erscheint am Donnerstag, 

den 23. Dezember 2021. Der Redaktionsschluss hierzu ist am Mittwoch, den 15. Dezember 2021, 10:00 Uhr.  

 

Der Erscheinungstermin der ersten Ausgabe Amtsblatt Nr. 1/2 des Jahres 2022 ist am Donnerstag,                        

den 13. Januar 2022. Der Redaktionsschluss hierzu ist am Mittwoch, den 05. Januar 2022, 10:00 Uhr. 

 

 

 

B. Verordnungen, Verfügungen und 

Bekanntmachungen der 

Bezirksregierung 
 

 

 Anerkennung einer Stiftung 

 (Schmittkamp-Stiftung) 
 

Bezirksregierung 

21.13 -St. 2147  

 

Düsseldorf, den 26. November 2021 

 

Die Bezirksregierung Düsseldorf hat die  

 

„Schmittkamp-Stiftung“ 

 

mit Sitz in Emmerich am Rhein gemäß § 80 BGB in 

Verbindung mit § 2 StiftG NRW anerkannt. Die      

Stiftung ist seit dem 19.08.2021 rechtsfähig. 

 
Abl. Bez. Reg. Ddf 2021 S. 549 

 Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 UVPG 

über die Feststellung der UVP-Pflicht 

für ein Vorhaben der Firma Dieter-

mann GmbH + Co. KG 
 

Bezirksregierung 

53.03-0261110-0001-G16-0016/18 

 

Düsseldorf, den 01. Dezember 2021 

 

Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 UVPG über die Fest-

stellung der UVP-Pflicht für ein Vorhaben der 

Firma Dietermann GmbH + Co. KG 

 

Die Firma Dietermann GmbH + Co. KG,                   

Chemiestraße 1-3, 41751 Viersen hat mit Datum     

vom 28.02.2018 einen Antrag auf Erteilung einer    

Genehmigung gemäß §§ 6, 16 Bundes-Immissions-

schutzgesetz (BImSchG) in Verbindung mit               

Nr. 3.8.2 und 3.4.2 des Anhangs 1 zur Verordnung 

über genehmigungsbedürftige Anlagen                           

(4. BImSchV) in der Fassung vom 31.05.2017 
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(BGBl. I. S. 1440) zur wesentlichen Änderung der 

Nichteisenmetallgießerei auf dem Grundstück       

Chemiestraße 1-3, Gemarkung Dülken, Flur 47,     

Flurstücke 298 und 299 in 41751 Viersen gestellt. 

 

Antragsgegenstand: 

 

● Ersatz der Schmelzöfen zum Schmelzen von 

Aluminiumlegierungen durch 6 ölbeheizte 

Tiegelschmelzöfen des Typs KLVO-600 der 

Hindelang Giessereitechnik zum Schmelzen 

und Warmhalten von Aluminium-                  

legierungen. Der Mittelfrequenz-Induktions-

Doppelhubtiegelofen zum Schmelzen von 

Schwermetalllegierungen bleibt bestehen. 

● Erhöhung der Schmelzkapazität und              

Verarbeitungskapazität der Gießerei auf    

maximal 17 t pro Tag, davon maximal             

3 t Schwermetalllegierungen. Die Kapazität 

bezieht sich auf den Metalleinsatz. 

 

Das beantragte Vorhaben ist in Spalte 2 unter             

Nr. 3.5.3 der Anlage 1 zum UVPG aufgeführt und mit 

S gekennzeichnet (Schmelzleistung von weniger als 

20 t Nichteisenmetalle je Tag). Nach dem UVPG     

besteht damit keine unmittelbare Verpflichtung zur 

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung.  

 

Nach § 9 Abs. 2 Satz 2 UVPG besteht die                        

Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltver-

träglichkeitsprüfung, wenn die Vorprüfung zu dem 

geänderten Vorhaben ergibt, dass die Änderung         

erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen hervor-

rufen kann. Die standortbezogene Vorprüfung des 

Einzelfalles durch die Genehmigungsbehörde        

(sog. Screening) hat ergeben, dass keine                     

Verpflichtung zur Durchführung einer UVP besteht, 

weil keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-     

wirkungen hervorgerufen werden können. Die         

wesentlichen Gründe für das Nichtbestehen einer 

UVP-Pflicht sind:  

 

Bauliche Erweiterungen der bestehenden Anlage       

oder Änderungen im Anlagenbestand sind, mit      

Ausnahme des Austauschs der Schmelzöfen, nicht   

erforderlich. Die Erhöhung der Schmelz- und Verar-

beitungskapazität ist mit dem vorhandenen Anlagen-

bestand realisierbar, da sie von den unveränderten 

Formanlagen und Formplätzen und nicht von der 

Leistungsfähigkeit der Schmelzanlagen bestimmt 

wird. Es findet keine zusätzliche Nutzung natürlicher 

Ressourcen statt. Im Beurteilungsgebiet der standort-

bezogenen Vorprüfung befindet sich das                 

Landschaftsschutzgebiet LSG-4703-0018, die             

Stieleichenallee AL-VIE-0012 und die Wasser-

schutzzone 3B des Wasserschutzgebietes                 

Dülken/Boisheim am Standort des Vorhabens.      

Nachteilige Auswirkungen entstehen durch das       

Änderungsvorhaben nicht. 

 

Bezogen auf die von der Anlage emittierten Luft-

schadstoffe und Gerüche sind keine relevanten       

Veränderungen gegenüber der bestehenden Situation 

am Standort zu erwarten. Die Emissionen an Luft-

schadstoffen liegen unterhalb der Bagatellmassen-

ströme nach Tabelle 7 in Nr. 4.6.1.1 TA Luft und sind 

damit nicht relevant. In Bezug auf den von den          

Anlagen verursachten Lärm ergibt sich keine            

Veränderung der bestehenden Situation. 

 

Gemäß § 5 Abs. 2 UVPG stelle ich daher fest, dass 

für das beantragte Vorhaben eine Verpflichtung zur 

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

nicht besteht. Diese Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 

UVPG nicht selbstständig anfechtbar. 

 

Im Auftrag 

gez. Gratzfeld 

 
Abl. Bez. Reg. Ddf 2021 S. 549 

 

 

 Bekanntgabe nach § 5 UVPG über die 

Feststellung der UVP-Pflicht für ein 

Vorhaben der 3M Deutschland 

GmbH 
 

Bezirksregierung 

54.06.03.12-25 

 

Düsseldorf, den 25. November 2021 

 

Bei der  

 

3M Deutschland GmbH, Werk Hilden 

 

ist es infolge von Bränden und Löschübungen zu      

einer Kontamination des Bodens mit PFC-haltigen 

Feuerlöschschäumen gekommen. Eine Verfrachtung 

mit dem Grundwasserabstrom liegt bereits vor. Um 

die weitere Verfrachtung zu unterbinden, sind Grund-

wasserentnahmen über zwei Brunnen auf dem Grund-

stück Gemarkung Hilden, Flur 16, Flurstück 381 zur 

hydraulischen Grundwasserabstromsicherung mit an-

schließender Aufbereitung geplant und beantragt 

worden.   

 

Unter Berücksichtigung der beantragten Entnahme-

mengen in Höhe von gesamt maximal 110 m³/h, den 

Sonderförderkonstellationen A) wiederkehrend       

gesamt maximal 135 m³/h über 9 Tage im Rahmen 

von etwaig erforderlichen Kompensationsmaßnah-

men und B) gesamt maximal 150 m³/h über 5 Tage 

begrenzt auf den Probebetrieb sind die zu erwarten-

den Grundwasserabsenkungen sowie die zu erwar-

tenden Umweltauswirkungen ermittelt worden.     

Wegen ortsnaher relevanter Grundwasserentnahmen 

Dritter wurden großräumige Grundwassermodellie-

rungen erforderlich. Anhand der Ergebnisse der     

Modellierungen wurden Umweltverträglichkeitsstu-

dien (Umweltverträglichkeitsstudie, FFH-Verträg-

lichkeitsstudie und Fachgutachten zum Artenschutz) 

durchgeführt, um die zu erwartenden Auswirkungen 
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auf die Schutzgüter im Untersuchungsgebiet zu        

ermitteln und zu bewerten. Das modellierte Untersu-

chungsgebiet erstreckt sich hierbei maximal ca. 5,62 

KM von den geplanten zwei Brunnen aus bis zur 0,10 

m Wasserstandsdifferenz, ab der grundsätzlich keine 

erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen mehr zu 

erwarten sind. 

 

Die Umweltverträglichkeitsstudien kommen zum    

Ergebnis, dass sich die zusätzlichen Grundwasserab-

senkungen im Untersuchungsgebiet zwar auf z.B.     

diverse FFH-, Naturschutz- und Landschaftsschutz-

gebiete, geschützte Naturdenkmäler, gesetzlich        

geschützte Biotope sowie jeweils ein festgesetztes 

und geplantes Wasserschutzgebiet auswirken         

können, aber zu keinen erheblichen nachträglichen 

Umweltauswirkungen führen werden. Zu beachten 

gilt hierbei z.B., dass bei den zugrundeliegenden     

Modellierungen und Auswertungen auch maximale 

Entnahmen Dritter laut erteiltem Wasserrecht berück-

sichtigt wurden. Vor dem Hintergrund der anzuneh-

menden Grundwasserentnahmen seitens der 3M 

Deutschland GmbH über ca. 20 Jahren wurden auch 

Bewertungen abseits der aktuellen tatsächlichen     

Entnahmen Dritter erforderlich, um mögliche maxi-

male Grundwasserveränderungen bewerten zu kön-

nen. So kann es je nach Höhe der Entnahmen Dritter 

im Bereich der geplanten Brunnen der 3M Deutsch-

land GmbH zu maximalen Differenzen zwischen ca. 

0,5 m bei hohen und ca. 1,0 m bei niedrigen Grund-

wasserständen kommen. Nach Abschluss der Grund-

wasserentnahmen zugrundeliegenden hydraulischen 

Grundwasserabstromsicherung mit anschließender 

Aufbereitung werden sich die Grundwasserverhält-

nisse auf das unbeeinflusste Maß wiedereinstellen.  

 

Nach § 5 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes über die      

Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 18.03.2021 (BGBl. I S. 540), 

das durch Artikel 14 des Gesetzes vom 10. September 

2021 (BGBl. I S. 4147) geändert worden ist, stellt die 

zuständige Behörde auf der Grundlage geeigneter 

Angaben des Vorhabenträgers sowie eigener Infor-

mationen unverzüglich fest, dass nach den §§ 6 bis   

14 a für das Vorhaben eine Pflicht zur Durchführung 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) 

besteht oder nicht. Für das Entnehmen, Zutagefördern 

oder Zutageleiten von Grundwasser mit einem jährli-

chen Volumen an Wasser von 100 000 m³ bis weniger 

als 10 Mio. m³, wenn durch die Gewässerbenutzung 

erhebliche nachteilige Auswirkungen auf grundwas-

serabhängige Ökosysteme zu erwarten sind, ist in 

Nummer 13.3.2 der Anlage 1 zum UVPG eine allge-

meine Vorprüfung des Einzelfalls vorgesehen. Nach 

§ 7 Absatz 1 UVPG ist daher für solche Vorhaben    

eine allgemeine Vorprüfung zur Feststellung der 

UVP-Pflicht durchzuführen. Die allgemeine Vorprü-

fung wird als überschlägige Prüfung unter Berück-

sichtigung der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kri-

terien durchgeführt. Die UVP-Pflicht besteht, wenn 

das Neuvorhaben nach Einschätzung der zuständigen 

Behörde erhebliche nachteilige Umweltauswirkun-

gen haben kann, die nach § 25 Absatz 2 bei der          

Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären.  

            

Nach überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung 

der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien und 

nach Beteiligung der relevanten Naturschutzbehör-

den sowie des Landesbüros der Naturschutzverbände 

NRW stelle ich fest, dass von dem im öffentlichen In-

teresse befindlichen Vorhaben, trotz u.a. zahlreicher 

geschützter Ökosysteme im Untersuchungsgebiet, 

keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen 

zu erwarten sind. 

Zur wiederkehrenden Kontrolle ist vorgesehen,       

vorsorglich ein Grundwasserstandsmonitoring im   

Erlaubnisbescheid für die Grundwasserentnahmen 

vorzuschreiben.  

 

Die Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht 

selbstständig anfechtbar. 

 

Im Auftrag 

gezeichnet 

Beumers 

 
Abl. Bez. Reg. Ddf 2021 S. 550 

 

 

 Kennzeichnung von Wanderwegen 
 

Bezirksregierung  

51.01.06.02-SGV-2-ZollvereinSteig 

 

Düsseldorf, den 30. November 2021 

 

Mit Bescheid vom 30.11.2021, Az.: 51.01.06.02-

SGV-2-ZollvereinSteig habe ich gemäß § 20 Abs. 1 

Satz 2 der Verordnung zur Durchführung des         

Landesnaturschutzgesetzes (DVO-LNatSchG) vom 

22.10.1986 (GV. NRW. S. 683), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 15.11.2016 (GV. NRW. S. 934), 

die folgenden – hier nicht in Originalgröße                  

abgebildeten Markierungszeichen für die Markierung 

des Wanderweges „ZollvereinSteig“ zugelassen. Das 

Zeichen zeigt eine rote Zickzacklinie, darunter eine 

gerade blaue Linie und ist mit dem darunterliegenden 

Schriftzug „ZollvereinSteig“ gekennzeichnet. 

 

 
 

im Auftrag 

gez. Roman Degner 

 
Abl. Bez. Reg. Ddf 2021 S. 551 
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Veröffentlichungsersuche für das Amtsblatt und den Öffentlichen Anzeiger – Beilage zum Amtsblatt – sind nur an die  
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